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I. Statthaftigkeit der Rechtsbeschwerde 

 

BGH, Beschluss v. 10.5.2012 – IX ZB 295/11, ZIP 2012, 1146 

 

Nach der Aufhebung des § 7 InsO durch das Gesetz zur Änderung 
des § 522 der Zivilprozessordnung findet die Rechtsbeschwerde in 
Insolvenzsachen nur gegen solche Beschwerdeentscheidungen zu-
lassungsfrei statt, die vor dem Inkrafttreten des neuen Rechts am 
27. Oktober 2011 erlassen worden sind (Bestätigung von BGH, 20. 
Dezember 2011, IX ZB 294/11, WM 2012, 276). 
 
Die Entscheidung über die Zulassung der Rechtsbeschwerde kann 
nicht vom Rechtsbeschwerdegericht nachgeholt werden, wenn das 
Beschwerdegericht verkannt hat, dass ihm diese Entscheidung ob-
legen hat (Bestätigung von BGH, 24. Juli 2003, IX ZB 539/02, WM 
2003, 1871, 1872). 
 

 

 

II. Rechtsweg 

 

BGH, Beschluss v.19.7.2012 – IX RB 27/12, z.V.b. 

 

Entrichtet ein Dritter anstelle des Arbeitgebers die dem Arbeitneh-
mer geschuldete Arbeitsvergütung, ist für eine Insolvenzanfechtung 
dieser Zahlung der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten gege-
ben. 
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III. Eröffnungsverfahren 

 

1. BGH, Beschl. v. 1.12.2011 – IX ZB 232/10, ZIP 2012, 139 

Die internationale Zuständigkeit für die Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen einer Gesellschaft mit Sitz 
im Ausland, die ihren Geschäftsbetrieb eingestellt hat und nicht 
abgewickelt wird, richtet sich danach, wo sie bei Einstellung ihrer 
Tätigkeit den Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen Interessen hatte.  
 

 

 

2. BGH, Beschl. v. 8.3.2012 – IX ZB 178/11, ZIP 2012, 782 

Für die Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens ist ohne 
Rücksicht auf den Mittelpunkt der hauptsächlichen Interessen allein 
maßgeblich, ob der Schuldner eine inländische Niederlassung hat. 
 

 

 

3. BGH, Beschl. v. 19.7.2012 – IX ZB 6/12, ZIP 2012, 1615 

Gegen die Anordnung des Insolvenzgerichts, ein 
Sachverständigengutachten darüber zu erheben, in welchem Staat 
sich der Mittelpunkt der hauptsächlichen Interessen des Schuldners 
befindet, ist in der Regel die sofortige Beschwerde nicht statthaft. 
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4. BGH, Beschl. v. 9.6.2011 – IX ZB 175/10, ZIP 2011, 1344 

Hat der Insolvenzverwalter erklärt, das Vermögen aus der 
selbstständigen Tätigkeit des Schuldners gehöre nicht zur 
Insolvenzmasse, kann auf Antrag eines Neugläubigers ein auf 
dieses Vermögen beschränktes zweites Insolvenzverfahren eröffnet 
werden.  
 

 

5. BGH, Beschl. v. 9.2.2012 – IX ZB 248/11, WM 2012, 525 
 
Eine Beschwerde des Schuldners gegen die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens ist mangels einer formellen Beschwer auch 
dann unzulässig, wenn neben dem Schuldner ein Gläubiger einen 
Insolvenzantrag gestellt hat. 
 
 
 
 
6. BGH, Beschl. v. 9.2.2012 – IX ZB 86/10, ZIP 2012, 582 
 
a. Ein Gläubigerantrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen des Schuldners kann nicht ohne gleichzeitige 
Entscheidung über dessen eigenen Eröffnungs- und 
Stundungsantrag mangels Masse abgewiesen werden. 
  
b. Der Schuldner kann einen Eröffnungsantrag nebst Antrag auf 
Stundung der Verfahrenskosten und Restschuldbefreiung wirksam 
unter der prozessualen Bedingung stellen, dass das 
Insolvenzgericht auf einen Gläubigerantrag seine - vom Schuldner 
bestrittene - internationale Zuständigkeit bejaht.  
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7. BGH, Beschluss v. 12.7.2012 – IX ZB 18/12, z.V.b. 
 
Wird die Forderung des antragstellenden 
Sozialversicherungsträgers nach Stellung des Insolvenzantrages 
erfüllt, entfällt das Rechtsschutzinteresse dieses Gläubigers an der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens, wenn der Schuldner das 
Arbeitsverhältnis des bei dem Gläubiger versicherten Arbeitnehmers 
gekündigt und die Betriebsstätte geschlossen hat. 
 
 
 
 
 
8. BGH, Urteil v. 15.3.2012 – IX ZR 249/09, ZIP 2012, 737 
 
a. Das Insolvenzgericht kann den vorläufigen Insolvenzverwalter im 
Wege des besonderen Verfügungsverbots ermächtigen, eine 
Forderung des Schuldners im eigenen Namen einzuziehen. 
b. Der vorläufige Insolvenzverwalter darf nur dann ermächtigt 
werden, außerhalb des laufenden Geschäftsbetriebs des 
Schuldners dessen Forderungen einzuziehen, wenn deren 
Verjährung oder Uneinbringlichkeit droht.  
c. Der vorläufige Insolvenzverwalter ist kraft des auf eine 
Schuldnerforderung bezogenen besonderen Verfügungsverbots zur 
Entgegennahme aller Erklärungen befugt, welche die von ihm 
einzuziehende Forderung betreffen.  
d. Das aus der Anfechtbarkeit der Aufrechnungslage folgende 
Aufrechnungsverbot wirkt nicht im Eröffnungsverfahren. 
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9. BGH, Urteil vom 8.3.2012 – IX ZR 78/11, ZIP 2012, 779 
 
Ordnet das Gericht als Sicherungsmaßnahme an, dass ein der 
Aussonderung unterliegender Gegenstand von dem Berechtigten 
nicht herausverlangt werden darf, steht dem 
Aussonderungsberechtigten gegen den vorläufigen 
Insolvenzverwalter wegen eines durch Nutzung oder Beschädigung 
eingetretenen Wertverlusts ein Ersatzanspruch zu. Nach 
Verfahrenseröffnung gilt der Anspruch als Masseverbindlichkeit. 
  
 
 
10. BGH, Urteil v. 28.6.2012 – IX ZR 219/10, ZIP 2012, 1566 
 
a. Setzen der Schuldner oder ein starker vorläufiger 
Insolvenzverwalter über sein Vermögen bisher geleaste 
Gegenstände aufgrund insolvenzgerichtlicher Ermächtigung bis zur 
Entscheidung über den Insolvenzantrag zur Fortführung des 
Schuldnerunternehmens ein, so hat der Eigentümer zu beweisen, 
dass nach Rückerhalt festgestellte Schäden während des hoheitlich 
begründeten Nutzungsverhältnisses entstanden sind, wenn er nach 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
vormaligen Leasingnehmers einen Entschädigungsanspruch für den 
dadurch erlittenen Wertverlust gegen die Insolvenzmasse erhebt. 
  
b. Der Nutzer ist verpflichtet, zu Beginn des durch die Ermächtigung 
des Insolvenzgerichts begründeten Nutzungsverhältnisses den 
Zustand des weiter genutzten vormaligen Leasinggutes 
festzuhalten. 
 
c. Verletzt der insolvenzgerichtlich ermächtigte Nutzer seine Pflicht, 
den Zustand der genutzten Sachen festzuhalten, ist dem durch eine 
Beweiserleichterung zugunsten des Eigentümers Rechnung zu 
tragen, wenn der Nutzer in diesem Fall bestreitet, dass Schäden 
während des hoheitlich begründeten Nutzungsverhältnisses 
entstanden sind. 
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11. BGH, Urteil v. 26.4.2012 – IX ZR 136/11, ZIP 2012, 1256 
 
Ist die dingliche Einigung erfolgt und der Eintragungsantrag gestellt, 
hindert die Anordnung eines Zustimmungsvorbehalts nicht den 
Eintritt des Verfügungserfolgs. 
 
 
 
 
12. BGH, Beschl. v. 5.6.2012 – IX ZB 31/10, ZIP 2012, 1371 
 
 
Über die Massezugehörigkeit von Lohnbestandteilen hat das 
Prozessgericht zu entscheiden, wenn deutsche Gerichte für die 
Einzelzwangsvollstreckung nicht zuständig sind. 
 
 
 
13. BGH, Beschl. v. 26.4.2012 – IX ZB 273/11, ZIP 2012, 1096 
 
Das Insolvenzgericht ist zuständiges Vollstreckungsgericht für die 
Herausgabevollstreckung, welche der Insolvenzverwalter aus dem 
Eröffnungsbeschluss gegen den Insolvenzschuldner betreibt. 
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IV. Lastschrift im Insolvenzverfahren 
 

BGH, Urt. v. 28.6.2012 – IX ZR 219/19, ZIP 2012, 1566 
 
1. Bucht die Schuldnerbank nach Widerspruch eines 
alleinhandelnden (starken) vorläufigen Insolvenzverwalters eine 
Lastschrift zurück, die der Schuldner bereits vor Auferlegung des 
allgemeinen Verfügungsverbots genehmigt hatte, so kann der 
betroffene Gläubiger aus der Insolvenzmasse keine nochmalige 
Zahlung verlangen. Den überhöhten Forderungsausweis gegenüber 
seiner Bank nach unwirksamer Lastschriftrückbuchung hat der 
Schuldner nicht auf Kosten des Gläubigers erlangt. Diesem bleibt es 
überlassen, gegenüber seiner Bank die fehlerhafte 
Kontenberichtigung rückgängig zu machen (im Anschluss an BGH, 
Urt. v. 20.7.2010 – IX ZR 37/09, BGHZ 186, 242 Rn. 30). 
 
2. Der Rückgabeanspruch des Leasinggebers ist auch dann nur 
eine Insolvenzforderung, wenn der Schuldner oder der starke 
vorläufige Insolvenzverwalter aufgrund gerichtlicher Ermächtigung 
während des Verfahrens zur Eröffnung der Insolvenz über das 
Vermögen des Leasingnehmers Leasinggut zur Fortführung des 
Schuldnerunternehmens eingesetzt haben. Dasselbe gilt für einen 
Schadensersatzanspruch wegen Verletzung der Rückgabepflicht. 
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V. Gläubigerausschuss 

 
BGH, Beschl. v. 19.3.2012 – IX ZB 310/11,  ZIP 2012, 876 
 
a. Die Entlassung eines Mitglieds des Gläubigerausschusses auf 
seinen eigenen Antrag setzt einen wichtigen Grund voraus. Ein 
solcher liegt vor, wenn die Fortsetzung der Tätigkeit für das Mitglied 
des Ausschusses bei Abwägung der Interessen unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls unzumutbar ist.  
 
b. Die Fortsetzung der Tätigkeit als Mitglied des 
Gläubigerausschusses kann unzumutbar sein, wenn nicht gesichert 
ist, dass die Kosten einer angemessenen Haftpflichtversicherung für 
diese Tätigkeit von der Masse getragen werden können. 
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VI. Aus- und Absonderung 
 
 
BGH, Urt. v. 10.11.2011 – IX ZR 142/10, ZIP 2011, 2364 
 
Die Sicherungsabtretung des Anspruchs auf Rückgewähr einer 
Grundschuld kann nur dann ein Recht auf abgesonderte 
Befriedigung im Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Abtretenden begründen, wenn eine Revalutierung der Grundschuld 
ohne Zustimmung des Abtretungsempfängers nicht oder nicht mehr 
in Betracht kommt.  
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VII. Masse 

 
 
 
1. BGH, Urt. v. 1.12.2011 – IX ZR 79/11, ZIP 2012, 34 
 
a) Der Insolvenzverwalter oder Treuhänder muss die in die 
Insolvenzmasse fallende Kapitallebensversicherung kündigen, wenn 
er den Rückkaufswert für die Masse beanspruchen will. 
 

b) Der Insolvenzverwalter oder Treuhänder kann die Kapitallebens-
versicherung kündigen, auch wenn der Schuldner mit dem Versiche-
rer nach § 165 Abs. 3 Satz 1 VVG i.d.F.v. 24.12.2003 den Aus-
schluss des Kündigungsrechts vereinbart hat, wenn die Lebensver-
sicherung pfändbar ist und in die Insolvenzmasse fällt. 

 
 
 
 
 
 
2. BGH, Urt. v. 1.12.2011 – IX ZR 11/11, WM 2011, 2376 
 
Wird die am Gesellschaftsvermögen und am Vermögen eines 
Gesellschafters gesicherte Forderung eines Darlehensgläubigers 
nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen 
der Gesellschaft durch Verwertung der Gesellschaftssicherheit 
befriedigt, ist der Gesellschafter zur Erstattung des an den 
Gläubiger ausgekehrten Betrages zur Insolvenzmasse verpflichtet.  
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3. BGH, Urt. v. 21.7.2011 – IX ZR 185/10, ZIP 2011, 1775 
 
Die Regelungen über die Nachrangigkeit kapitalersetzender 
Gesellschafterdarlehen nach § 32a GmbHG i.d.F. v. 19.12.1998, § 
39 Abs. 1 Nr. 5 InsO i.d.F. v. 13.4.2007  finden auf 
Kapitalgesellschaften, über deren Vermögen in Deutschland das 
Hauptinsolvenzverfahren eröffnet worden ist, auch dann 
Anwendung, wenn diese in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union gegründet worden sind.  
 
 
 
 
4. BGH, Beschl. v. 12.5.2011 – IX ZB 181/10,  ZInsO 2011, 1153 
 
Der mit dem Gesetz zum Pfändungsschutz der privaten 
Altersvorsorge eingeführte Schutz bestimmter privater, zur 
Altersvorsorge abgeschlossener Versicherungen ( § 851c Abs. 2 
ZPO) erstreckt sich nur auf das vom Versicherungsnehmer 
aufgebaute Deckungskapital und die nach Eintritt des 
Versicherungsfalls zu erbringenden Leistungen, nicht jedoch auf die 
für die Einzahlung erforderlichen Mittel des Schuldners. 
 
 
 

5. BGH, Urt. v. 20.10.2011 – IX ZR 10/11, ZIP 2011, 2262 
 
1. Erfüllt der Insolvenzverwalter ein Dienstverhältnis des Schuldners 
weiter, so kann gegen die Entgeltforderung der Masse nicht mit 
einer Insolvenzforderung aufgerechnet werden. 
  
2. Ein Dienstverhältnis des Schuldners besteht nicht mit Wirkung für 
die Insolvenzmasse fort, wenn die Dienstleistung nur durch Begrün-
dung erheblicher Masseschulden erbracht werden kann.  
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6. BGH, Urteil v. 26.1.2012 – IX ZR 191/10, ZIP 2012, 638 
 
Kann ein Schuldner nach Sicherungsabtretung und 
Forderungspfändung schon vor der Insolvenzeröffnung in Gänze 
nicht mehr über einen Lebensversicherungsvertrag verfügen, hat 
der zur Kündigung berechtigte Pfändungsgläubiger an dem 
aufschiebend bedingten Anspruch auf den Rückkaufswert eine 
gesicherte Rechtsposition erlangt, so dass der Erwerb nicht in die 
Masse fällt. 
 
 
 
 

7. BGH, Beschl. v. 26.4.2012 – IX ZB 239/10,  ZIP 2012, 1086 
 
Urlaubsgeld fällt nicht in die Insolvenzmasse, soweit es den 
Rahmen des Üblichen in gleichartigen Unternehmen nicht 
übersteigt; dies gilt auch dann, wenn das Urlaubsgeld in den 
vorgegebenen Grenzen eine erhebliche Höhe erreicht. 
 
 
 
 
   8. BGH, Beschl. v. 26.4.2012 – IX ZB 273/11, ZIP 2012, 1096 
 
 
Das Insolvenzgericht ist zuständiges Vollstreckungsgericht für die 
Herausgabevollstreckung, welche der Insolvenzverwalter aus dem 
Eröffnungsbeschluss gegen den Insolvenzschuldner betreibt. 
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9. BGH, Urteil v. 26.4.2012 – IX ZR 149/11, ZIP 2012, 1254 

 
Der Insolvenzgläubiger, der gegen eine Forderung der Masse 
aufrechnet, hat darzulegen und zu beweisen, dass die 
Aufrechnungslage schon im Zeitpunkt der Insolvenzeröffnung 
bestand. 
 
 
 

10. BGH, Beschluss v. 12.7.2012 – IX ZR 217/11, z.V.b. 
 
Wurde über das Vermögen einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
das Insolvenzverfahren eröffnet, ist die von einem Gesellschafter 
gegen einen Gesellschaftsgläubiger erhobene Klage auf 
Feststellung, diesem nicht persönlich für eine Verbindlichkeit der 
Gesellschaft zu haften, unzulässig (zu § 93 InsO). 
 

 
 
 

   11. BGH, Beschl. v. 12.7.2012 – IX ZR 213/11, ZIP 2012,1517 
 
1. Weist der Schuldner einen von ihm eingesetzten Treuhänder 
nach Verfahrenseröffnung an, von einem Treuhandkonto eine 
Überweisung an einen Dritten zu bewirken, kann der Verwalter nach 
Genehmigung der Zahlung von dem Dritten deren Erstattung 
verlangen. 
2. Verfügungen eines Treuhänders sind nach Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Treugebers wirksam, 
auch wenn der Verfügungsgegenstand wirtschaftlich zur Masse 
gehört. 
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     12. BGH, Beschl. v. 12.7.2012 – IX ZR 210/11, ZIP 2012, 1565 
 
Tritt der Schuldner nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder 
nach Erlass eines vorläufigen Verfügungsverbots eine ihm 
zustehende Forderung an einen anderen ab, wird der Drittschuldner 
durch die Zahlung an den Scheinzessionar nicht von seiner 
Verbindlichkeit befreit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

VIII. Abgrenzung Insolvenzforderung 
 
 
BGH, Beschl. v. 13.10.2011 – IX ZB 80/10, WM 2011, 2188 
 
Der Anspruch aus schuldrechtlichem Versorgungsausgleich stellt ab 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
ausgleichspflichtigen Ehegatten eine Insolvenzforderung dar.  
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IX. Zwangsvollstreckungsverbot 
 
 

1. BGH, Beschl. v. 24.5.2012 – IX ZB 275/10, ZIP 2012, 1311 
 
Das Verbot von Zwangsvollstreckungen für einzelne 
Insolvenzgläubiger während der Dauer des Insolvenzverfahrens gilt 
auch für das Verfahren der eidesstattlichen 
Offenbarungsversicherung. 
 

2. BGH, Beschl. v. 28.6.2012 – IX ZB 313/11, ZInsO 2012, 
1437 

 
Während der Dauer der Wohlverhaltensphase kann ein 
Insolvenzgläubiger von Ansprüchen aus vorsätzlich begangener 
unerlaubter Handlung auch in den Vorrechtsbereich für solche 
Forderungen nicht vollstrecken. 
 

 
 
 

X. Tabellenfeststellungsklage 
 
 
 
BGH, Urteil vom 9.1.2012 – IX ZR 4/11, ZIP 2012, 537 
 
Der Eintrag in die Tabelle bewirkt lediglich die positive Feststellung 
des Anspruchs in angemeldeter Höhe; eine negative Feststellung 
jenseits der Anmeldung folgt daraus nicht. 
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XI. Wirkung von Erklärungen des 
Verwalters 

 
 
BGH, Urteil vom 23.2.2012 – IX ZR 29/11, ZIP 2012, 784 
 
Die Erklärung des Insolvenzverwalters/Treuhänders, für Ansprüche 
aus dem Wohnraummietverhältnis des Schuldners nach Ablauf der 
dreimonatigen gesetzlichen Kündigungsfrist nicht mehr mit der 
Insolvenzmasse aufzukommen, wirkt auch gegenüber dem 
Erwerber, auf den das Mietverhältnis infolge Veräußerung des 
Grundstücks übergegangen ist, wenn sie in Unkenntnis des 
Eigentumsübergangs dem alten Vermieter gegenüber abgegeben 
worden ist. 
 
 
 
 
 
BGH, Urteil v. 9.2.2012 – IX ZR 75/11, ZIP 2012, 533 
 
a. Gibt der Insolvenzverwalter das Vermögen des Schuldners aus 
einer selbstständigen Tätigkeit frei, können auf die selbstständige 
Tätigkeit bezogene vertragliche Ansprüche von Gläubigern, die nach 
dem Zugang der Erklärung beim Schuldner entstehen, nur gegen 
den Schuldner und nicht gegen die Masse verfolgt werden. 
  
b. Versäumt der Insolvenzverwalter nach Verfahrenseröffnung die 
Kündigung eines von dem Schuldner begründeten 
Dauerschuldverhältnisses, trifft ihn eine Schadensersatzpflicht nur 
für solche Verbindlichkeiten, die nach dem Zeitpunkt entstehen, zu 
dem bei einer frühestmöglichen Kündigungserklärung der Vertrag 
geendet hätte. 
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XII: Insolvenzplan 
 
 

BGH, Urteil v. 10.5.2012 – IX ZR 206/11, ZIP 2012, 1359 
 
1. Der Schuldner gerät nicht mit der Erfüllung des Insolvenzplans in 
Rückstand, wenn die nicht erfüllte Forderung nicht zur Tabelle 
festgestellt worden und keine Entscheidung des Insolvenzgerichts 
über die vorläufige Berücksichtigung der Forderung ergangen ist. 
  
2. Die nicht festgestellte und nicht nach Maßgabe des 
Insolvenzplans erfüllte Forderung lebt nicht dadurch wieder auf, 
dass der Schuldner innerhalb der ihm gesetzten Nachfrist keine 
Entscheidung des Insolvenzgerichts über die vorläufige 
Berücksichtigung der Forderung beantragt. 
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XIII. Zwangsgeld gegen Verwalter  
 
 
 
 
 
BGH, Beschluss v. 1.12.2011 – IX ZB 190/11, WM 2012, 50 
 
Die Festsetzung eines Zwangsgeldes nach § 58 Abs. 2 InsO ist 
aufzuheben, wenn der Insolvenzverwalter - entsprechendes gilt für 
den Treuhänder im vereinfachten Insolvenzverfahren - die nach § 58 
Abs. 1 InsO vom Insolvenzgericht geforderte Handlung vornimmt, 
bevor die Entscheidung über die Zwangsgeldfestsetzung 
rechtskräftig wird. 
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XIV. Entlassung des Verwalters/Treuhänders 
 
 

BGH, Beschluss vom 26.1.2012 – IX ZB 15/11,  ZInsO 2012, 455 
 
a. Die Bestellung zum Treuhänder im vereinfachten 
Insolvenzverfahren umfasst auch das 
Restschuldbefreiungsverfahren, sofern die Bestellung im 
Eröffnungsbeschluss keine Einschränkung enthält. Dies folgt aus 
der gesetzlichen Regelung in § 313 Abs. 1 InsO, wonach im 
vereinfachten Insolvenzverfahren der Treuhänder (§ 292 InsO) auch 
die Aufgaben des Insolvenzverwalters wahrnimmt und deshalb 
abweichend von § 291 Abs. 2 InsO bereits bei der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens bestimmt. 
 
b. Bestellt das Insolvenzgericht im vereinfachten Insolvenzverfahren 
für die Wohlverhaltensperiode einen neuen Treuhänder, liegt darin 
zugleich die schlüssige Entlassung des ursprünglich (mit Wirkung 
auch für die Wohlverhaltensphase) bestellten Treuhänders; denn es 
können für die Wohlverhaltensperiode nicht nebeneinander zwei 
Treuhänder bestellt sein, die unabhängig voneinander dieselben 
Aufgaben wahrzunehmen haben. 
 
c. Die Entlassung des Treuhänders im vereinfachten 
Insolvenzverfahren setzt wie die Entlassung eines 
Insolvenzverwalters einen wichtigen, die Entlassung 
rechtfertigenden Grund voraus (§ 313 Abs. 1 Satz 3, § 59 Abs. 1 
Satz 1 InsO). 
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BGH, Beschl. v. 19.1.2012 – IX ZB 21/11, ZIP 2012, 583 

a. Eine Störung des Vertrauensverhältnisses zwischen dem Insol-
venzgericht und dem Insolvenzverwalter oder Treuhänder ist für sich 
allein selbst dann kein hinreichender Grund für dessen Entlassung, 
wenn eine gedeihliche Zusammenarbeit ausgeschlossen erscheint.  

b. Die auf eine Störung des Vertrauensverhältnisses zum Insolvenz-
gericht gestützte Entlassung des Insolvenzverwalters oder Treuhän-
ders ist wegen des damit verbundenen Eingriffs in sein verfassungs-
rechtlich geschütztes Recht auf Berufsausübung in der Regel nur 
dann verhältnismäßig, wenn die Vertrauensstörung ihre Grundlage 
in einem pflichtwidrigen Verhalten des Verwalters hat, welches ob-
jektiv geeignet ist, das Vertrauen des Insolvenzgerichts in seine 
Amtsführung schwer und nachhaltig zu beeinträchtigen. 

c. Hat das Insolvenzgericht festgestellt, dass der Treuhän-
der/Verwalter im vorliegenden und in anderen Insolvenzverfahren 
erklärt hat, er werde die ihm nach § 8 Abs 3 InsO übertragenen Zu-
stellungen an die Verfahrensbeteiligten künftig nur noch ausführen, 
wenn ihm für die Vornahme dieser Zustellungen ein Zuschlag zur 
Vergütung in Höhe von 10 € je auszuführender Zustellung durch das 
Gericht gezahlt werde, verletzt er mit diesem Verhalten die ihm ob-
liegenden Pflichten grob.  
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BGH, Beschluss v. 19.1.2012 – IX ZB 25/11, WM 2012, 331 

 

Eine entlassungsrelevante Pflichtverletzung kann darin liegen, dass 
der Insolvenzverwalter mit der Durchführung der ihm übertragenen 
Zustellungen zu Lasten der Masse einen Drittunternehmer zu einer 
erheblich über dem Marktpreis liegenden Vergütung beauftragt und 
dem Insolvenzgericht nicht anzeigt, dass seine Ehefrau Vorstand 
des beauftragten Unternehmens ist. 

 

 

 

 

BGH, Beschluss v. 26.4.2012 – IX ZB 31/11, ZIP 2012, 1127 

 

Der Insolvenzverwalter/Treuhänder ist verpflichtet, dem Insolvenz-
gericht rechtzeitig von sich aus einen Sachverhalt anzuzeigen, der 
die ernstliche Besorgnis rechtfertigen kann, dass er als befangen an 
seiner Amtsführung verhindert ist; diese Pflicht besteht insbesonde-
re dann, wenn er einem Unternehmen, an dem er rechtlich oder 
wirtschaftlich beteiligt ist, einen entgeltlichen Auftrag der Insolvenz-
masse zu erteilen beabsichtigt (Fortführung von BGH, 24. Januar 
1991, IX ZR 250/89, BGHZ 113, 262). 
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BGH, Beschluss v. 12.1.2012 – IX ZB 157/11, WM 2012, 280  
 
Kommt der Insolvenzverwalter bzw. Treuhänder trotz zweimaliger 
rechtskräftiger Zwangsgeldfestsetzung durch das Insolvenzgericht 
seiner längst überfälligen Pflicht zur Rechnungslegung nicht nach, 
liegt ein die Entlassung rechtfertigender wichtiger Grund 
 

 
 
 
 
 
 
 

 

XV. Nachtragsverteilung 
 
 
BGH, Beschl. v. 26.1.2012 – IX ZB 111/10, WM 2012, 366 
 
Zieht der Schuldner nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens eine 
Forderung ein, die zur Masse gehörte, unterliegt der Erlös der 
Nachtragsverteilung.  
 
 
 
 
 
 
 
 


